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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2020/368-001

26.08.2020

Fiedler, Nina

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

Fachdienst Gremien und Recht

Bearbeiter/in: Matthiesen, Judith

Neufassung der Hauptsatzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

14.09.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Hauptausschusses, die Neufassung der 
Hauptsatzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde in der vorliegenden Fassung zu 
erlassen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt.

2a. Sachverhalt: Bild und Tonaufnahmen: 
Der öffentliche Teil der Kreistagssitzungen des Kreises Rendsburg-Eckernförde wird 
vom „Offenen Kanal Kiel“ in Bild- und Ton live sowohl im Fernsehen, als auch als 
Livestream über die Homepage des Offenen Kanals übertragen. 
Die Kreisverwaltung selbst schneidet die Sitzungen des Kreistages für 
Protokollierungszwecke als Tonaufnahme mit. 
Auf die Aufnahmen wird derzeit zum einen durch die Vorsitzende zu Beginn der 
Sitzung, zum anderen über Aushänge im Kreistagssitzungssaal hingewiesen.
In den Sitzungen der Fachausschüsse erfolgen keinerlei Aufzeichnungen.
Nach der alten Regelung des § 30 Abs. 1 KrO war mit der „Öffentlichkeit“ lediglich 
die Saalöffentlichkeit umfasst. Die Zulassung von Film- und Tonaufnahmen lag im 
pflichtgemäßen Ermessen der oder des Vorsitzenden, der die Verhandlungen leitete 
und über die Ordnungsgewalt verfügte.
Weitere Informationen siehe Anlage „Vermerk 2 a Bild und Tonaufnahmen“).

Unter Würdigung der in der Anlage genannten Punkte wird als 
Formulierungsvorschlag der in der Hauptsatzung unter § 12 eingeschobene grau 
hinterlegte Absatz unterbreitet (siehe Anlage „Neufassung der Hauptsatzung“).

2b. Sachverhalt Praktische Umsetzung von Bekanntmachungen: 
Um die Bekanntmachungspraxis insbesondere im Hinblick auf Allgemeinverfügungen 
zu optimieren, wurden Alternativen geprüft (siehe Anlage „Vermerk 2 b Optimierung 
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von Veröffentlichungen“). Zu einer Verbesserung der Bekanntmachungspraxis 
könnte im vorliegenden Fall aufgrund ihrer Zeitersparnis und Praktikabilität nur die 
Bereitstellung im Internet auf der Homepage des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
führen. Das Verwaltungsgericht Schleswig hat in jüngster Rechtsprechung bestätigt, 
dass eine insgesamt nur elektronische Bekanntmachung einer Allgemeinverfügung 
im Internet den Anforderungen gemäß LVwG und BekanntVO gerecht wird.

Unter Würdigung des in der genannten Anlage dargestellten Sachverhaltes wird als 
Formulierungsvorschlag der unter § 15 grau hinterlegte veränderte Paragraph 
unterbreitet (siehe Anlage „Neufassung der Hauptsatzung“).

2c. Sachverhalt auf Grund des neuen § 30 a KrO – Sitzungen in Fällen höherer 
Gewalt
In der Sitzung des Landestages am 26.08.2020 wurde das Gesetz zur Änderung 
kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften beschlossen und damit § 30a KrO neu 
eingeführt. Der Hauptausschuss hat in der Sitzung am 20.08.2020 die Verwaltung 
gebeten, einen Formulierungsvorschlag unter Berücksichtigung des Gesetzentwurfs 
zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften nach Möglichkeit für die 
nächste Kreistagssitzung zu erarbeiten, ohne dass der Hauptausschuss erneut 
einzubinden ist.

Durch den Vorschlag § 13 einzufügen ändern sich die fortlaufenden Paragrafen 
entsprechend.

Im Übrigen hat der Hauptausschuss in der Sitzung am 20.08.2020 dem Kreistag 
empfohlen, die Neufassung der Hauptsatzung des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
in der vorliegenden Fassung unter Berücksichtigung der Streichung in § 12 Abs. 5 
am Ende die Klammer „(§ 21 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz)“ zu beschließen.

Relevanz für den Klimaschutz:
Entfällt.

Finanzielle Auswirkungen: 
Keine.

Anlage/n: 
1. Vermerk 2 a Bild und Tonaufnahmen
2. Vermerk 2 b Optimierung Umsetzung von Veröffentlichungen
3. Entwurf Neufassung der Hauptsatzung



 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
Fachdienst Gremien und Recht 

 

27.03.2020 
 

1. Vermerk zur Regelung von Bild- und Tonaufnahmen 
 
I. Tatsächliche Situation 
Der öffentliche Teil der Kreistagssitzungen des Kreises Rendsburg-Eckernförde wird 
vom „Offenen Kanal Kiel“ in Bild- und Ton live sowohl im Fernsehen, als auch als 
Livestream über die Homepage des Offenen Kanals übertragen. Danach sind diese 
Aufnahmen für die Öffentlichkeit nicht mehr direkt verfügbar.  
Es erfolgt eine interne Archivierung beim Offenen Kanal Kiel selbst. Die 
Sitzungsaufzeichnungen werden nicht an Dritte herausgegeben. 
Die Kreisverwaltung selbst schneidet die Sitzungen des Kreistages für 
Protokollierungszwecke als Tonaufnahme mit. Diese werden in der Regel bis zur 
nächsten Kreistagssitzung auf einem externen Speichermedium aufbewahrt. 
Auf die Aufnahmen wird derzeit zum einen durch die Vorsitzende zu Beginn der 
Sitzung, zum anderen über Aushänge im Kreistagssitzungssaal hingewiesen. 
In den Sitzungen der Fachausschüsse erfolgen keinerlei Aufzeichnungen. 
 
II. Rechtliche Situation 
Die gesetzliche Grundlage für eine Liveübertragung (Ton – und Bildübertragungen 
sowie der Live-Stream im Internet) von Kreistags – oder Ausschusssitzungen ist § 30 
Abs. 5 Kreisordnung (KrO) i.V.m. dem Gesetz zur Stärkung der Partizipation auf 
Kommunal- und Kreisebene. 
Nach der alten Regelung des § 30 Abs. 1 KrO war mit der „Öffentlichkeit“ lediglich die 
Saalöffentlichkeit umfasst.. Die Zulassung von Film- und Tonaufnahmen lag im 
pflichtgemäßen Ermessen der oder des Vorsitzenden, der die Verhandlungen leitete 
und über die Ordnungsgewalt verfügte. Durch die Neuschaffung des § 30 Abs. 5 KrO 
werden die werden die weitreichenden Befugnisse des Vorsitzenden im Rahmen von 
Liveübertragungen eingeschränkt. 
Dem Kreis steht es durch die Neuregelung durch § 30 Abs 5 KrO nunmehr frei, von 
der gesetzlichen Wertzung der Beschränkung auf eine Saalöffentlichkeit 
abzuweichen und Film- und Tonaufnahmen durch ihre Hauptsatzung zuzulassen. 
Allerdings stellt die Vorschrift nur formelle Voraussetzungen an die Gestattung von 
Aufnahmen. Bezüglich der materiellen Voraussetzungen gibt es keine konkret 
ausformulierten Anforderungen. Die Einhaltung der materiellen Voraussetzungen 
kann nur im Rahmen einer umfangreichen Abwägung der widerstreitenden 
Interessen erfolgen. Eine umfassende Interessenabwägung ist daher im Rahmen der 
Beschlussfassung vorzunehmen und sodann materiellrechtlich in der Hauptsatzung 
auszuformulieren. 
Abzuwägen ist hier zwischen der im Grundgesetz verankerten Rundfunkfreiheit und 
dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit (auch außerhalb des Sitzungssaals) auf 
der einen Seite und dem Recht auf Ausübung des freien Mandats der 
Kreistagsabgeordneten auf der anderen Seite. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass gerade bei einem unkommentierten Livestream via 
Internet die Persönlichkeitsrechte der Mandatsträger berührt sein könnten. Einzelne 
Abgeordnete könnten dann beispielsweise u.U. davor zurückscheuen, Redebeiträge 



beizusteuern, um zu verhindern, dass eventuelle rhetorische Fehlleistungen 
dauerhaft reproduziert werden können. 
Daraus folgt, dass jeder Mandatsträger für sich berechtigt sein muss, die 
Liveübertragung zu untersagen. Eine solche Regelung sollte deshalb in der 
Hauptsatzung vorgesehen sein (als schriftliche Mitteilung an die Kreispräsidentin 
oder den Kreispräsidenten oder Widerspruchsmöglichkeit vor jeder Sitzung). 
Alternativ könnte man ein generelles Zustimmungserfordernis des einzelnen 
betroffenen Kreistagsabgeordneten in die Hauptsatzung aufnehmen, was sich im 
normalen Sitzungsablauf als nicht praktikabel erweisen würde. 
Als praktikable Variante könnte eine Regelung in die Hauptsatzung aufgenommen 
werden, die die Regelung von Ausnahmen der Ordnungsgewalt der oder dem 
Vorsitzenden zuordnen. 
 
Unter Würdigung der vorgenannten Punkte wird als Formulierungsvorschlag 
unterbreitet: 
 
§ 12 
Bild und Tonaufnahmen 
(1) In öffentlichen Sitzungen des Kreistages sind Bild- und Tonaufnahmen mit 
dem Ziel der direkten Übertragung für die Öffentlichkeit zulässig. Tonaufnahmen, die 
nicht veröffentlicht werden und nur der Unterstützung der Protokollführung dienen, 
sind ohne Einschränkungen zulässig. 
(2) Der Kreistag beschließt, wie und durch wen die direkte Übertragung der Bild- 
und Tonaufnahmen für die Öffentlichkeit erfolgen soll. 
(3) Aufzeichnung und Übertragung der Sitzungen des Kreistages dürfen den 
Ablauf und die Ordnung der Sitzung nicht stören. Die Kreispräsidentin oder der 
Kreispräsident handhabt die Ordnung in der Sitzung und ergreift erforderlichenfalls 
die notwendigen Maßnahmen (§ 32 KrO). 
(4) Mitglieder des Kreistages können grundsätzlich oder im Einzelfall ihren 
Widerspruch gegen die Übertragung ihrer Wortbeiträge gegenüber der 
Kreispräsidentin oder dem Kreispräsidenten schriftlich erklären. Hat ein Mitglied des 
Kreistages grundsätzlich widersprochen, sind die Aufnahmen so zu gestalten, dass 
die Rechte des oder der widersprechenden Abgeordneten gewahrt bleiben. Im 
Einzelfall muss der schriftliche Widerspruch der Kreispräsidentin oder dem 
Kreispräsidenten rechtzeitig vorliegen. Die Übertragung wird für den Zeitraum des 
Wortbeitrages des oder der Abgeordneten gestoppt. 
(5) Sonstige öffentlich tätige Personen im Rahmen eines Dienst-oder 
Beschäftigungsverhältnisses dürfen aufgezeichnet und im Internet mittels Livestream 
veröffentlicht werden, wenn sie ausdrücklich eingewilligt haben oder sich die Daten 
auf das Dienst- und Arbeitsverhältnis beziehen und die schutzwürdigen Belange der 
oder des Betroffenen an der Geheimhaltung der Daten nicht überwiegen (§ 21 Abs. 1 
Landesdatenschutzgesetz). 
(6) Sonstige Rednerinnen und Redner sind rechtzeitig durch die Kreispräsidentin 
oder den Kreispräsidenten auf die Übertragung der Sitzung hinzuweisen. Die 
Übertragung ist zu unterbrechen, sofern die Rednerin oder der Redner widerspricht. 
Dies gilt auch für die Übertragung der Einwohnerfragestunde. 
(7) Die Übertragung von Ehrungen oder anderweitigen öffentlichkeitswirksamen 
Punkten im Rahmen der Sitzungen des Kreistages ist nur mit Zustimmung der 
Beteiligten erlaubt. Fehlt diese, ist die Übertragung zu unterlassen. 
  
 



Mandy Campos Sorroche 
 
 



 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
Fachdienst Gesundheitsdienste 

 

07.05.2020 
 

1. Vermerk  
 
a) Ausgangslage 
Zu klären ist die Frage, wie die praktische Umsetzung von Bekanntmachungen des 
Kreises, insbesondere im Hinblick auf Allgemeinverfügungen, optimiert werden kann 
und welcher Änderungen es dazu bedarf.  
 
b) Handhabung der Bekanntmachungen in den anderen schleswig-    
holsteinischen Kreisen 
Nachfragen bei den anderen Kreisen und den kreisfreien Städten in Schleswig-
Holstein haben ergeben, dass diese ihre Veröffentlichungspraxis, unter Änderung 
ihrer jeweiligen Hauptsatzung, schon vor einigen Jahren dahingehend modifiziert 
haben, im Internet zu bekanntzugeben.  
 
c) Betrachtung möglicher Alternativen zu der bisherigen 
Bekanntmachungspraxis 
Gemäß §1 Abs. 1 BekanntVO erfolgen örtliche Bekanntmachungen und 
Verkündungen der Gemeinden, Kreise und Ämter durch Abdruck in der Zeitung, 
Abdruck im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Trägers der öffentlichen 
Verwaltung, Bereitstellung im Internet oder Aushang. 
Zu einer Verbesserung der Bekanntmachungspraxis könnte im vorliegenden Fall auf-
grund ihrer Zeitersparnis und Praktikabilität nur die Bereitstellung im Internet führen.  
 
Nach §4 Abs.1 BekanntVO erfolgen die örtlichen Bekanntmachungen und 
Verkündungen des Trägers der öffentlichen Verwaltung in der 
Bekanntmachungsform Internet dadurch, dass sie im Internet bereitgestellt werden 
und in der Zeitung unter Angabe der Internetadresse hierauf hingewiesen wird; der 
Hinweis in der Zeitung entfällt bei Bekanntmachungen, die keine 
Rechtsetzungsvorhaben betreffen.  
Das Verwaltungsgericht Schleswig hat in jüngster Rechtsprechung (Schleswig-
Holsteinisches Verwaltungsgericht, Beschluss vom 06. April 2020 – 1 B 39/20 –, 
Rn.9; ebenso im Beschluss vom 28. März 2017 – 1 B 28/17 –, Rn.9) bestätigt, dass 
eine insgesamt nur elektronische Bekanntmachung einer Allgemeinverfügung im 
Internet den Anforderungen gemäß §110 Abs. 4 LVwG und der BekanntVO gerecht 
wird.  
Im Fall der Veröffentlichung einer Allgemeinverfügung wäre die Bekanntmachung im 
Internet ohne einen weiteren Hinweis somit möglich. Insbesondere aufgrund der 
intensiven Berichterstattung in der Presse und dem Bestehen des Bürgertelefons 
erscheint auch ein freiwilliger Hinweis in den Tageszeitungen unter dem 
Gesichtspunkt der Bürgerfreundlichkeit nicht erforderlich. 
 
d) Erforderliche Schritte für die Änderungen 
Für die Änderung hin zur Bekanntmachung im Internet ist eine Änderung der 
Hauptsatzung erforderlich. Diese dahingehend, dass Veröffentlichungen von 
Satzungen und Rechtsverordnungen durch die Bereitstellung auf der Internetseite 



des Kreises erfolgen, im Fall eines Rechtsetzungsverfahrens ein Hinweis in 
benannten Tageszeitungen abgedruckt wird und andere amtliche 
Bekanntmachungen, sofern nichts anderes vorgeschrieben ist, ebenfalls in dieser 
Form erfolgen.  
Eine Änderung der Hauptsatzung bedarf eines Beschlusses des Hauptausschusses 
sowie des Kreistages. Weiterhin muss sie gemäß §4 Abs.1 S.3 KrO vom 
Innenministerium genehmigt und nach §68 LVwG amtlich bekannt gemacht werden.  
Gemäß §6 Abs.2 BekanntVO sind Satzungsvorschriften über die örtliche 
Bekanntmachung und Verkündung in der Form und nach dem Verfahren, die durch 
sie selbst vorgeschrieben sind, bekannt zu machen. Wird die Form oder das 
Verfahren geändert, ist darauf außerdem in der bisherigen Form und nach dem 
bisherigen Verfahren nachrichtlich hinzuweisen. 
 
Die aktuell geltende Bekanntmachungsverordnung vom 14.09.2015 läuft gemäß §8 
am 30.10.2020 ab. Ein Übergang zur Veröffentlichung im Internet könnte ab dem 
31.10.2020 mit der Nachfolgeverordnung möglicherweise anders gestaltet werden 
müssen.  
 
e) Ergebnis 
Die Änderung der Hauptsatzung bedarf zwar einiger Zeit bis sie verkündet werden 
kann, ist aber langfristig gesehen arbeitserleichternd. Auch unabhängig von der 
coronabedingten Situation erscheint sie unter dem Gesichtspunkt der 
gesellschaftlichen Entwicklung bezüglich der Internetnutzung notwendig.  
  
 
Madlin Loof 
 
 
 
2. LR Hr. Dr. Schwemer z.K. und z.w.V. 
 



Hauptsatzung  

des Kreises Rendsburg-Eckernförde  

 

 

Aufgrund des § 4 der Kreisordnung für Schleswig-Holstein wird nach Beschluss des 

Kreistages vom 14.09.2020 und mit Genehmigung des Ministeriums für Inneres, ländli-

che Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein folgende Hauptsatzung für 

den Kreis Rendsburg-Eckernförde erlassen: 

 

 

§ 1 

Wappen, Flagge, Siegel 

 

 

(1) Die Verwaltung des Kreises hat ihren Amtssitz in Rendsburg. 

 

(2) Das Kreiswappen zeigt in einem durch Wellenschnitt schräg links geteilten Schild 

oben in Gold zwei blaue, rot bewehrte schreitende Löwen übereinander (für 

Schleswig), unten in Rot das silberne, holsteinische Nesselblatt. 

 

(3) Die Kreisflagge zeigt auf einem im Wellenschnitt schräg links geteilten Flaggen-

tuch oben in Gelb zwei blaue, rot bewehrte schreitende Löwen übereinander, un-

ten in Rot ein weißes Nesselblatt. 

 

(4) Das Dienstsiegel zeigt das Kreiswappen mit der Umschrift: 

„Kreis Rendsburg-Eckernförde“. 

 

(5) Die Abbildung oder die Verwendung des Kreiswappens durch Dritte bedarf der 

Zustimmung der Landrätin oder des Landrates, soweit sie nicht zu künstlerischen, 

kunstgewerblichen oder heraldisch-wissenschaftlichen Zwecken erfolgt. 

 

 

§ 2 

Kreispräsidentin, Kreispräsident, Ältestenrat  

 

 

(1) Die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident vertritt die Belange des Kreistags 

gegenüber der Landrätin oder dem Landrat als verwaltungsleitendem Organ des 

Kreises. 

 

(2) Die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident wird im Falle ihrer oder seiner Ver-

hinderung von ihrer oder seiner ersten Stellvertreterin oder ihrem oder seinem ers-

ten Stellvertreter, ist auch diese oder dieser verhindert, von ihrer oder seiner zwei-

ten Stellvertreterin oder ihrem oder seinem zweiten Stellvertreter, ist auch diese 

oder dieser verhindert, von ihrer oder seiner dritten Stellvertreterin oder ihrem o-

der seinem dritten Stellvertreter vertreten. 

 

(3) Scheidet die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident oder einer der Stellvertre-

tenden vor Beendigung der Wahlzeit des Kreistags aus ihrem oder seinem Amt 

aus, so ist die Ersatzwahl innerhalb von 3 Monaten durchzuführen. 
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(4) Die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident vertritt bei öffentlichen Anlässen den 

Kreistag und gemeinsam mit der Landrätin oder dem Landrat den Kreis als Ge-

bietskörperschaft. Die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident und die Landrätin 

oder der Landrat stimmen ihr Auftreten für den Kreis im Einzelfall miteinander ab. 

 

(5) Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus der Kreispräsidentin oder dem Kreisprä-

sidenten als der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden, ihren oder seinen Stellver-

treterinnen und Stellvertretern, jeweils von den im Kreistag vertretenen Fraktionen 

eine benannte Fraktionsvorsitzende oder einen benannten Fraktionsvorsitzenden, 

der Landrätin oder dem Landrat sowie der oder dem Vorsitzenden des Hauptaus-

schusses.  

 

Im Falle der Verhinderung der/des von der Fraktion benannten Fraktionsvorsit-

zenden nimmt nur ein von den Fraktionen als Stellvertretung benanntes Kreis-

tagsmitglied an den Sitzungen teil. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

 

(6) Der Ältestenrat unterstützt die Kreispräsidentin oder den Kreispräsidenten bei ih-

rer oder seiner Arbeit als Vorsitzende oder Vorsitzender des Kreistages. Er ist be-

rechtigt, für jede Sitzung des Kreistages die Dauer der Sitzung festzusetzen. Dar-

über hinaus kann er einen Zeitplan für den Sitzungsablauf mit Zeitvorgaben für je-

den Tagesordnungspunkt vorlegen, der für die Durchführung der Sitzung dann 

verbindlich ist, wenn ihm zu Beginn der Sitzung keine Fraktion widerspricht. 

 

 

§ 3 

Landrätin/ Landrat  

 

 

(1) Die Landrätin oder der Landrat wird auf die Dauer von 8 Jahren gewählt. 

 

(2) Die Landrätin oder der Landrat erhält eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 

260,80 Euro monatlich. 

 

 

§ 4 

Gleichstellungsbeauftragte  

 

 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte wird vom Kreistag bestellt. Die Gleichstellungsbe-

auftragte ist hauptamtlich tätig. Anderweitige dienstliche oder arbeitsrechtliche 

Verpflichtungen dürfen ihr nicht übertragen werden. 

 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte trägt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung 

von Frauen und Männern im Kreis Rendsburg-Eckernförde bei. Sie ist dabei ins-

besondere in folgenden Aufgabenbereichen tätig: 

 

 Einbringung frauenspezifischer Belange in die Arbeit des Kreistags und der 

von der Landrätin oder dem Landrat geleiteten Verwaltung, 

 

 Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für Frauen, 
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 Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen im Kreis 

Rendsburg-Eckernförde 

 

 Anbieten von Sprechstunden und Beratung für hilfesuchende Frauen, 

 

 Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und 

Behörden, um frauenspezifische Belange wahrzunehmen. 

 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte unterliegt der allgemeinen Dienstaufsicht der 

Landrätin oder des Landrats; sie ist in Ausübung ihrer Tätigkeit an fachliche Wei-

sungen der Landrätin oder des Landrats nicht gebunden. 

 

(4) Die Landrätin oder der Landrat hat die Gleichstellungsbeauftragte im Rahmen ih-

res Aufgabenbereichs an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass deren 

Initiativen, Anregungen, Vorschläge, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen be-

rücksichtigt werden können. Dazu sind ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben not-

wendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie erbetene Auskünfte zu ertei-

len. 

 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in ihrem Aufgabenbereich eigene Öffentlich-

keitsarbeit betreiben. Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden. Die Gleichstel-

lungsbeauftragte kann an den Sitzungen des Kreistags und der Ausschüsse teil-

nehmen. Dies gilt auch für nichtöffentliche Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung 

der Sitzungen sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In Angelegenheiten ihres 

Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

 

(6) Der Kreis Rendsburg-Eckernförde wird sich auch im Bereich seiner Gesellschaf-

ten, Beteiligungen und Eigenbetriebe aktiv und nachhaltig für die Gleichstellung 

von Männern und Frauen einsetzen. Alle Mandatsträgerinnen und Mandatsträger, 

die der Kreis Rendsburg-Eckernförde in Gremien entsendet, sind diesem Grund-

satz verpflichtet. 

 

 

§ 5 

Ständige Ausschüsse 

 

 

(1) Nach §40 Abs.1 und §40a Abs. 1 KrO bildet der Kreistag die folgenden Ausschüs-

se zur Vorbereitung seiner Beschlüsse und zur Kontrolle der Kreisverwaltung, so-

fern er die Aufgaben nicht auf den Landrat übertragen hat.  

 

a) Hauptausschuss 

Zusammensetzung: 19 Kreistagsabgeordnete 

Landrätin oder Landrat ohne Stimmrecht 

 

Aufgabengebiet nach § 40b KrO 

 Finanzwesen 

 Rechnungsprüfung 

 Steuern 
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 Beteiligungscontrolling 

 

b) Ausschuss für Schule, Sport, Kultur und Bildung 

Zusammensetzung: 19 Mitglieder 

 

Aufgabengebiet: - Schul-, Sport-, Kultur- und Bildungswesen 

 Haushaltsplanung im Rahmen des vorgegebenen Budgets 

 Sportangelegenheiten 

 Kulturangelegenheiten 

 Schulwesen 

 Museen 

 Partner- und Patenschaften 

 Theaterangelegenheiten 

 Heimatpflege 

 Büchereiwesen 

 Musik 

 

c) Sozial- und Gesundheitsausschuss 

Zusammensetzung: 19 Mitglieder 

 

Aufgabengebiet: - Sozialwesen und Gesundheitswesen 

 Haushaltsplanung im Rahmen des vorgegebenen Budgets 

 Betreuungs- und Beratungsdienste 

 Beratungs- und Dienstleistungszentren 

 Gemeindekrankenpflege 

 Alten- und Pflegeheime 

 Altenhilfe 

 Sozialhilfe 

 Asylangelegenheiten 

 Gesundheitsvorsorge 

 Drogenangelegenheiten 

 Kriegsopferfürsorge und Vertriebenenwesen 

 Krankenhauswesen incl. Psychiatrie 

 Rettungsdienst 

 Um- und Aussiedler 

 

d) Umwelt- und Bauausschuss 

Zusammensetzung: 19 Mitglieder 

 

Aufgabengebiet: - Bau- und Umweltwesen 

 Haushaltsplanung im Rahmen des vorgegebenen Budgets,  

 Umweltschutz 

 Grundstücksangelegenheiten  

 Naturschutz 

 Tierschutz 

 Klimaschutzmanagement 

 Landschaftspflege 

 Abwasserbeseitigung 

 Wasserwirtschaft 
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 Trinkwasserschutz 

 Gewässerreinhaltung 

 Gewässerbau 

 Küsten- und Hochwasserschutz 

 Abfallwirtschaft 

 Immissionsschutz 

 Hochbau 

 Tiefbau einschließlich Wirtschaftswegebau, Kreisstraßen und Radwege 

 

e) Regionalentwicklungsausschuss 

Zusammensetzung: 19 Mitglieder 

 

Aufgabengebiet: 

 Haushaltsplanung im Rahmen des vorgegebenen Budgets, 

 ÖPNV und Schülerbeförderung 

 Wirtschaft  

 Verkehrsinfrastruktur 

 Förderung der ländlichen Räume  

 Regional- und Kreisentwicklung  

 Planungswesen  

 Denkmalpflege 

 Wohnungsbauförderung  

 Naturparke 

 

In die Ausschüsse zu b) bis e) können Bürgerinnen und Bürger gewählt werden, 

die dem Kreistag angehören können. Ihre Zahl darf die der Kreistagsabgeordne-

ten im Ausschuss nicht erreichen. 

 

(2) Neben den in Absatz 1 genannten Ausschüssen des Kreistages werden die nach 

den besonderen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. Der Kreistag kann 

die Bildung von Unterausschüssen zur Vorbereitung der Meinungsbildung in den 

Ausschüssen beschließen. Der Aufgabenbereich sowie der Zeitrahmen sind zu 

benennen. 

 

(3) Jede Fraktion kann entsprechend der in den Ausschüssen zu a) bis e) vertretenen 

Mitglieder, stellvertretende Mitglieder wie folgt vorschlagen: 

 

1 und 2 Mitglieder im Ausschuss Bis zu 2 stellvertretende Mitglieder 

3 Mitglieder im Ausschuss Bis zu 3 stellvertretende Mitglieder 

4 Mitglieder im Ausschuss Bis zu 4 stellvertretende Mitglieder 

5 und mehr Mitglieder im Ausschuss Bis zu 5 stellvertretende Mitglieder 
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§ 6 

Aufgaben des Kreistages 

 

 

Der Kreistag trifft die ihm nach §§ 22 und 23 KrO zugewiesenen Entscheidungen, 

soweit er diese nicht auf die Landrätin oder den Landrat, den Hauptausschuss oder 

andere Ausschüsse übertragen hat. 

 

 

§ 7 

Aufgaben der Landrätin oder des Landrats 

 

 

(1) Der Landrätin oder dem Landrat obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 

Aufgaben, dazu zählen u. a. die Geschäfte der laufenden Verwaltung. 

 

Geschäfte der laufenden Verwaltung sind solche, die 

 wegen ihrer Regelmäßigkeit und Häufigkeit zu den herkömmlichen und übli-

chen Aufgaben der Verwaltung gehören, 

 nach feststehenden Grundsätzen (z.B. Richtlinien) wahrgenommen werden, 

 keine grundsätzlich weittragende Bedeutung haben, 

 der Ausführung gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen dienen, 

 in Handlungen bestehen, für deren Durchführung eine Vorentscheidung der eh-

renamtlichen kommunalen Selbstverwaltung (z.B. Ausweisungen im Haushalt) 

vorliegt; sobald von den Zielvorstellungen der kommunalen Selbstverwaltung 

abgewichen wird, ist die Beteiligung der Ausschüsse erforderlich. 

 

(2) Dem Landrat wird die Entscheidung über folgende Angelegenheiten übertragen: 

 

1. die Stundung von Forderungen, 

 

2. den Verzicht auf Ansprüche des Kreises und die Niederschlagung solcher An-

sprüche, soweit ein Betrag von 50.000 € nicht überschritten wird, 

die Führung von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, so-

weit ein Betrag von 50.000 € nicht überschritten wird, 

 

3. die Übernahme von Bürgschaften, die Hingabe von Darlehen, den Abschluss 

von Gewährverträgen und die Bestellung anderer Sicherheiten für Dritte sowie 

Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit ein Betrag von 

150.000 € nicht überschritten wird, 

 

4. den entgeltlichen oder unentgeltlichen Erwerb von Vermögensgegenständen, 

soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen Betrag von 150.000 € 

nicht übersteigt, 

 

5. den Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit der Mietzins monatlich 12.500 € 

nicht übersteigt, 
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6. die entgeltliche Veräußerung oder Belastung von Kreisvermögen, insbesonde-

re beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten, soweit der Ver-

mögensgegenstand oder die Belastung einen Wert von 150.000 € nicht über-

steigt, 

 

7. die unentgeltliche Veräußerung oder Belastung von Kreisvermögen, insbeson-

dere beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten, soweit der 

Vermögensgegenstand oder die Belastung einen Wert von 10.000 € nicht 

übersteigt, 

 

8. die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zu-

wendungen, soweit der Vermögensgegenstand einen Wert von 25.000€ nicht 

übersteigt. 

 

9. die Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der 

Miet- oder Pachtzins 12.500€ monatlich nicht übersteigt. 

 

10.die Entscheidung in Grundstücksangelegenheiten, soweit der Wert der Grund-

stücksangelegenheit 50.000€ nicht übersteigt. 

 

Der Landrat informiert den Hauptausschuss über von ihm getroffene Entscheidungen 

im Rahmen der vorstehenden Ziffern 3, 4 und 6, soweit ein Betrag von 100.000€ über-

schritten wird in der nächstfolgenden Sitzung. 

 

Soweit unter den Ziffern 4,6 und 7 Grundstücksangelegenheiten betroffen sind, kann 

sich die Landrätin oder der Landrat auf ihren oder seinen Wunsch vom Umwelt- und 

Bauausschuss beraten lassen.  

 

 

§ 8 

Aufgaben des Hauptausschusses 

 

 

(1) Dem Hauptausschuss obliegen die ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben, insbe-

sondere koordiniert er die Arbeit der Ausschüsse und kontrolliert die Umsetzung 

der vom Kreistag festgelegten Ziele und Grundsätze in der von der Landrätin oder 

dem Landrat geleiteten Kreisverwaltung. In diesem Rahmen ist er vor allem zu-

ständig für die Entwicklung eines vom Kreistag zu beschließenden Berichtswe-

sens und die Vorbereitung der Beschlüsse des Kreistages über die Festlegung 

von Zielen und Grundsätzen. Hierzu gehören auch Beschlüsse des Kreistages 

über die Neufassung oder Änderung der Hauptsatzung oder die Zuständigkeits-

ordnung. Im Rahmen der Koordinationsaufgabe obliegen dem Hauptausschuss 

die Koordination der Europa- und Partnerschaftsangelegenheiten sowie die Fi-

nanz- und Stellenplanung. 

 

(2) Der Hauptausschuss nimmt gemäß § 40 b KrO die ihm gesetzlich zugewiesenen 

Aufgaben im Bereich der Beteiligung wahr. Dazu berichtet ihm die Landrätin oder 

der Landrat halbjährlich in nicht öffentlicher Sitzung über die Geschäftslage der 

Beteiligungen des Kreises. Der Bericht enthält zeitnah neben den zusammenge-

fassten Geschäftsergebnissen die aktuellen Beschlüsse der Selbstverwaltung zu 



 

 

 

 
8 

 

den Beteiligungen, insbesondere den Stand ihrer Umsetzung. 

 

(3) Dem Hauptausschuss wird die Entscheidung über folgende Angelegenheiten 

übertragen: 

 

1. die Eckwerte der Haushalts- und Stellenplanung, 

 

2. Partnerschaftsvereinbarungen, 

 

3. Vereinbarungen im Rahmen der europäischen Zusammenarbeit, 

 

4. die Ziele und Grundsätze der wirtschaftlichen Betätigung und privatrechtlichen 

Beteiligung des Kreises, 

 

5. die Gründung von Gesellschaften und anderen privatrechtlichen Vereinigun-

gen sowie die Beteiligung an diesen und an deren Gründung, soweit ein Be-

trag von 25.000 € oder 50 vom Hundert der Gesellschaftsanteile nicht über-

schritten wird, 

 

6. die Bestellung von Vertretern des Kreises in Eigengesellschaften und anderen 

privatrechtlichen Vereinigungen, an denen der Kreis beteiligt ist, soweit die 

Beteiligung des Kreises 50 vom Hundert nicht übersteigt, 

 

7. die Errichtung, Umwandlung des Zwecks oder Aufhebung einer Stiftung ein-

schließlich der Entscheidung über den Verbleib des Stiftungsvermögens, so-

weit der Anteil des Kreises am Stiftungsvermögen oder bei einer Entschei-

dung über dessen Verbleib der Wert dieses Vermögens den Betrag von 

25.000 € nicht übersteigt, 

 

8. die Erteilung von Weisungen gegenüber dem Landrat, soweit er mit der Ver-

tretung des Kreises in Gesellschaften und anderen Vereinigungen beauftragt 

ist, sowie gegenüber Ehrenbeamten und ehrenamtlich Tätigen, die mit der 

Vertretung des Kreises in Gesellschaften und anderen Vereinigungen beauf-

tragt sind, 

 

9. den Verzicht auf Ansprüche des Kreises und die Niederschlagung solcher An-

sprüche, soweit ein Betrag von 50.000 € überschritten wird, bis zu einem Be-

trag von 150.000 €, 

die Führung von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, 

soweit ein Betrag von 50.000 € überschritten wird, bis zu einem Betrag von 

450.000 €, 

 

10. die Übernahme von Bürgschaften, die Hingabe von Darlehen, den Abschluss 

von Gewährverträgen und die Bestellung anderer Sicherheiten für Dritte sowie 

Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit ein Betrag von 

150.000 € überschritten wird, bis zu einem Betrag von 500.000 €, 

 

11. den entgeltlichen oder unentgeltlichen Erwerb von Vermögensgegenständen, 

soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen Betrag von 150.000 € 
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übersteigt, bis zu einem Wert von 500.000 €, 

 

12. den Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit der Mietzins monatlich 12.500 € 

übersteigt, 

 

13. die entgeltliche Veräußerung oder Belastung von Kreisvermögen, insbeson-

dere beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten, soweit der 

Vermögensgegenstand oder die Belastung einen Wert von 150.000 € über-

steigt, bis zu einem Wert von 500.000 €, 

 

14. die unentgeltliche Veräußerung oder Belastung von Kreisvermögen, insbe-

sondere beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten, soweit der 

Vermögensgegenstand oder die Belastung einen Wert von 10.000 € über-

steigt, bis zu einem Wert von 30.000 €, 

 

15. die Gewährung von Zuschüssen bis zu einem Betrag von 125.000 € , 

 

16. Wahrnehmung der Aufgaben des Polizeibeirates. 

 

17.  Im Hinblick auf §23 Nr. 23 KrO die Entscheidung über den Abschluss, die  

      Änderung und die Kündigung öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen, soweit sie   

      die Übertragung oder die Übernahme von Aufgaben zum Gegenstand haben,   

      bei denen der finanzielle Aufwand in Verbindung mit der Übertragung bzw.   

      Übernahme einen Gesamtumfang von 50.000€ p.a. nicht überschreitet. 

 

18. die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 

Zuwendungen, soweit der Vermögensgegenstand einen Wert von 25.000€ 

übersteigt, bis zu einem Wert von 100.000€. 

 

19. die Beflaggung des Kreishauses und der weiteren Liegenschaften des Krei-

ses. 

 

Soweit unter den Ziffern 11,13 und 14 Grundstücksangelegenheiten betroffen sind, 

kann sich die Landrätin oder der Landrat auf ihren oder seinen Wunsch vom Umwelt- 

und Bauausschuss beraten lassen. 

 

(4) Dem Hauptausschuss wird die Befugnis als oberste Dienstbehörde des Landrates 

übertragen. Er trifft auf Vorschlag des Landrates die Personalentscheidungen für 

die Inhaber von Stellen, die dem Landrat direkt unterstellt sind und Leitungsauf-

gaben erfüllen. 

 

(5) Der Hauptausschuss entscheidet über die Feststellung nach § 19 Abs. 2 KrO für 

Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Bürger sowie nach § 27 Abs. 3 KrO für 

Kreistagsabgeordnete. Ferner entscheidet er bei Kreistagsabgeordneten über die 

Befreiung von der Verschwiegenheitspflicht. 



 

 

 

 
10 

 

 

§ 9 

Aufgaben der weiteren Ausschüsse 

 

 

(1) Im Rahmen der ihnen zugeordneten Budgets entscheiden die Ausschüsse über  

die Gewährung von Zuschüssen bis zu einem Betrag von 125.000 €. 

 

(2) Dem Hauptausschuss und den sonstigen Ausschüssen wird die Entscheidung 

über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 41 Abs. 8 KrO an ihren Sit-

zungen teilnehmenden Personen übertragen. 

 

(3) Kreisverordnungen sind den jeweils zuständigen Ausschüssen zur abschließen-

den Kenntnisnahme vorzulegen. 

(4) Entscheidungen zu Aufgaben nach §23 KrO, die der Kreistag nicht auf den Land-

rat oder auf den Hauptausschuss übertragen hat, werden im Hauptausschuss oder 

in den sonstigen Ausschüssen entsprechend ihrer Zuständigkeit vorbereitet. Die 

Rechte des Hauptausschusses nach §40 b Abs.3 KrO bleiben unberührt. 

 

 

§ 10 

Anregungen und Beschwerden 

 

 

(1) Anregungen und Beschwerden von Einwohnerinnen oder Einwohnern und Perso-

nenvereinigungen aus dem Kreisgebiet in Angelegenheiten, die der Kreis in eige-

ner Verantwortung zu erledigen hat (Selbstverwaltungsangelegenheiten), sind 

dem zuständigen Fachausschuss unverzüglich zur Behandlung zuzuleiten. Die 

Befugnisse der Landrätin oder des Landrats nach § 51 KrO bleiben unberührt. 

 

(2) Ist durch die Anregung oder Beschwerde ein Fachausschuss betroffen, tritt der 

Hauptausschuss an seine Stelle. Ist der Hauptausschuss betroffen, tritt der Kreis-

tag an seine Stelle. 

 

 

§ 11 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

 

(1) Für alle mit der Ausübung des Mandats verbundenen Zwecke und der Zahlung 

von Entschädigungen erhebt der Kreis Namen, Anschrift, Funktion, Kontoverbin-

dung und Fraktionsangehörigkeit der Mitglieder des Kreistages sowie der sonsti-

gen Ausschussmitglieder bei den Betroffenen. Für den Zweck, Gratulationen aus-

zusprechen, kann der Kreis auch die Tätigkeitsdauer und das Geburtsdatum er-

heben, soweit dafür die Einwilligung der Betroffenen vorliegt. Die Daten dürfen nur 

zu den genannten Zwecken verarbeitet werden. Die Daten werden auch nach dem 

Ausscheiden aus dem Amt zu archivarischen Zwecken weiterverarbeitet. Die 

Übermittlung an Dritte findet nicht statt, außer die Einwilligung der Betroffenen 

liegt vor. 
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Erhebung und Verarbeitung von Namen, An-

schriften, Funktionen und der Tätigkeitsdauer von ehrenamtlich Tätigen. 

 

 

§ 12 

Bild und Tonaufnahmen 

 

 

(1) In öffentlichen Sitzungen des Kreistages sind Bild- und Tonaufnahmen mit dem 

Ziel der direkten Übertragung für die Öffentlichkeit zulässig. Tonaufnahmen, die 

nicht veröffentlicht werden und nur der Unterstützung der Protokollführung dienen, 

sind ohne Einschränkungen zulässig. 

 

(2) Der Kreistag beschließt, wie und durch wen die direkte Übertragung der Bild- und 

Tonaufnahmen für die Öffentlichkeit erfolgen soll. 

 

(3) Aufzeichnung und Übertragung der Sitzungen des Kreistages dürfen den Ablauf 

und die Ordnung der Sitzung nicht stören. Die Kreispräsidentin oder der Kreisprä-

sident handhabt die Ordnung in der Sitzung und ergreift erforderlichenfalls die 

notwendigen Maßnahmen (§ 32 KrO). 

 

 

(4) Mitglieder des Kreistages können grundsätzlich oder im Einzelfall ihren Wider-

spruch gegen die Übertragung ihrer Wortbeiträge gegenüber der Kreispräsidentin 

oder dem Kreispräsidenten schriftlich erklären. Hat ein Mitglied des Kreistages 

grundsätzlich widersprochen, sind die Aufnahmen so zu gestalten, dass die Rech-

te des oder der widersprechenden Abgeordneten gewahrt bleiben. Im Einzelfall 

muss der schriftliche Widerspruch der Kreispräsidentin oder dem Kreispräsidenten 

rechtzeitig vorliegen. Die Übertragung wird für den Zeitraum des Wortbeitrages 

des oder der Abgeordneten gestoppt. 

 

(5) Sonstige öffentlich tätige Personen im Rahmen eines Dienst-oder Beschäftigungs-

verhältnisses dürfen aufgezeichnet und im Internet mittels Livestream veröffent-

licht werden, wenn sie ausdrücklich eingewilligt haben oder sich die Daten auf das 

Dienst- und Arbeitsverhältnis beziehen und die schutzwürdigen Belange der oder 

des Betroffenen an der Geheimhaltung der Daten nicht überwiegen. 

 

 

(6) Sonstige Rednerinnen und Redner sind rechtzeitig durch die Kreispräsidentin oder 

den Kreispräsidenten auf die Übertragung der Sitzung hinzuweisen. Die Übertra-

gung ist zu unterbrechen, sofern die Rednerin oder der Redner widerspricht. Dies 

gilt auch für die Übertragung der Einwohnerfragestunde. 

 

(7) Die Übertragung von Ehrungen oder anderweitigen öffentlichkeitswirksamen 

Punkten im Rahmen der Sitzungen des Kreistages ist nur mit Zustimmung der Be-

teiligten erlaubt. Fehlt diese, ist die Übertragung zu unterlassen. 
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§ 13 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt  

 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren 

außergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Kreistagsabgeordneten 

an Sitzungen des Kreistages erschweren oder verhindern, können die notwendigen 

Sitzungen des Kreistages ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sit-

zungsraum als Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete 

technische Hilfsmittel eingesetzt, durch die die Sitzung einschließlich der Beratun-

gen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an alle Personen mit Teil-

nahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft die Kreispräsi-

dentin oder der Kreispräsident. 

 

(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durch-

geführt werden. 

 

(3) Wahlen dürfen in einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 nicht durchgeführt werden. 

 

(4) Der Kreis entwickelt ein Verfahren, die Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der 

Durchführungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsge-

genständen oder anderen Kreisangelegenheiten stellen und Vorschläge und Anre-

gungen unterbreiten nach § 16 b Abs. 1 KrO können. Das Verfahren wird mit der 

Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 bekanntgemacht. 

 

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 1 KrO wird durch eine zeitgleiche 

Übertragung von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch ei-

ne Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare Einbindung über Internet herge-

stellt.  

 

 

§14 

Verträge nach § 24 Abs. 2 KrO 

 

 

Verträge des Kreises mit Kreistagsabgeordneten, Mitgliedern oder stellvertretenden 

Mitgliedern der Ausschüsse nach § 41 Abs. 3 KrO oder der Landrätin oder dem Land-

rat und juristischen Personen, an denen Kreistagsabgeordnete, Mitglieder oder stell-

vertretende Mitglieder der Ausschüsse nach § 41 Abs. 3 KrO oder die Landrätin oder 

der Landrat beteiligt sind, sind ohne Genehmigung des Kreistages rechtsverbindlich, 

wenn  

die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart geltenden 

Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 25.000,00 Euro, bei 

wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 2.500,00 Euro im Monat, nicht über-

steigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des Satzes 1 im Wege 

der freihändigen Vergabe/ Verhandlungsvergabe ist der Vertrag ohne Beteiligung des 

Kreistages rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von 50.000,00 Euro, 

bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Höhe von 5.000,00 Euro im Monat 

nicht übersteigt.  



 

 

 

 
13 

 

 

 

§ 15 

Verpflichtungserklärungen 

 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 200.000,00 Euro, bei wiederkeh-

renden Leistungen 20.000,00 Euro monatlich, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, 

auch wenn sie nicht den Formvorschriften des § 50 Abs. 2 und 3 KrO entsprechen. 

 

 

§ 16 

Veröffentlichungen 

 

 

(1) Satzungen, Verordnungen, sonstige bekannt zu machende Pläne, Karten und 

Zeichnungen einschließlich der dazu gehörigen Ergänzungen wie Begründungen, 

Erklärungen und andere gesetzlich vorgeschriebene Bekanntmachungen des Krei-

ses werden über die Internetseite des Kreises Rendsburg-Eckernförde (www.kreis-

rd.de) bekanntgemacht, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Die Be-

kanntmachung ist bewirkt mit Ablauf des Tages, an dem sie im Internet verfügbar 

ist. 

(2) Für das weitere Verfahren gelten die Vorschriften der Landesverordnung über die 

örtliche Bekanntmachung und Verkündung in der jeweils geltenden Fassung. 

 

 

§ 17 

Inkrafttreten 

 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Hauptsatzung vom 22.10.2019 außer Kraft. 

 

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Kreisordnung wurde mit Erlass des Ministeriums 

für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein am 

XX.XX.XXXX erteilt. 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

 

 

 

Rendsburg, den  

 

 

 

 

Dr. Rolf-Oliver Schwemer 

Landrat 
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